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Antrag 166/II/2024 FA VII –Wirtschaft und Arbeit, FA XII – Kulturpolitik

Analoges Radio beibehalten – mehr regionale Berichterstattung in Berlin

Beschluss: Annahme

Wir begrüßen den neuen Staatsvertrag, der nach der Vertrauenskrise rund um die frühere Leitung des RBB Ende letzten Jah-

res zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg beschlossen wurde und mittlerweile in Kraft getreten ist. Die Regeln für

eine stärkere Kontrolle, die neuen Haftungsregeln, gedeckelte Gehälter, verbindliche Compliance-Mechanismen und erwei-

terte Transparenzregelungen sind wichtige Impulse für die Integrität des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Berlin und Bran-

denburg.

Wir fordern zudem, dass die SPD-Mitglieder im Senat und die SPD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus prüfen, ob auch die

Rechtsaufsicht durch den Berliner Senat ggf. stärker institutionalisiert werden sollte, um der sensiblen Konstellation mit dem

bewusst staatsfernen öffentlich-rechtlichen Rundfunk besser gerechtwerden zu können. Dabeimuss eine effektive Staatsauf-

sicht insbesondere die Effizienz und Funktionstüchtigkeit der sendereigenen Kontrollgremien.

Wir begrüßen weiterhin die Einbeziehung von sogenannten „festen freien Mitarbeiter_innen“ in die erweiterte Personalver-

tretung.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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